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Partizipation: ein intrinsisches, dennoch 
relatives Gut nachhaltiger Entwicklung
Paul Burger 
In der wissenschaftlichen Literatur finden sich zwei prominente Argumen-
tationslinien zu Gunsten einer Maximierung von Partizipation. Innerhalb 
der Governance for sustainable development-Literatur wird oft behauptet, dass 
Partizipation die Wahrscheinlichkeit für nachhaltige Entwicklung förderliche 
Entscheidungen erhöhe und deswegen ausgebaut werden muss. Innerhalb der 
politischen Philosophie hatte John Rawls die Auffassung vertreten, dass die 
Güte einer (gerechten) Gesellschaft sich am Maß der Partizipation der Men-
schen an public choices messe. Bei ersterem handelt es sich um ein funktio-
nales oft auch im Kontext der Stärkung von gesellschaftlicher Verantwortung 
vorgetragenes Argument. Letzteres versteht Partizipation als intrinsisches 
Gut. Beide haben gute Gründe auf ihrer Seite. Dennoch halte ich die Maxi-
mierungsforderung für problematisch. Ich werde in diesem Beitrag empiri-
sche Evidenz gegen ersteres und Argumente aus dem Bereich der Diskussio-
nen um ideale/nicht-ideale Gerechtigkeit gegen letzteres vortragen. Ich werde 
die These verteidigen, dass Partizipation ein Gut in einem prall gefüllten Sack 
von Gütern ist, die es für nachhaltige Entwicklung zu balancieren gilt. Und 
dies ist insofern ein Beitrag zur Diskussion über Responsibilisierung, als mit 
einer nicht-idealisierenden, kritisch-reflektierten und empirisch-informierten 
Verständigung über einen Gegenstand wie Partizipation die Wissenschaft ihre 
Verantwortung wahrnehmen kann. 
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1. PROBLEME XPOSITION
Die gesellschaftliche Wurzel des hohen Stellenwerts von Partizipation für die 
Realisierung einer nachhaltigeren Entwicklung1 ist die politische Agenda 21 
von Rio 1992. Diese enthält die Forderung nach Einbezug der Bevölkerung in 
die Zukunftsgestaltung, die seither in vielen Bereichen des gesellschaftlichen 
Lebens (Wassermanagement, Entwicklungszusammenarbeit, Lokale Agenden 
21 etc.) Eingang gefunden hat. Partizipation und nachhaltige Entwicklung wer-
den daher seit Rio eng miteinander verknüpft.
Darüber hinaus gibt es mindestens vier wissenschaftliche Diskussions-
stränge, die eine Stärkung von Partizipation fordern:
I. Die Governance-Literatur mit ihren Kernaussagen wie »von Government 
to Governance«, »geteilter Verantwortung von Staat, Markt und Zivilgesell-
schaft« oder »new modes of governance« (Rhodes 1996; Pierre und Peters 
2000; Heritier 2002; Kooiman 2003; Bellami 2011);
II. Der Bereich der Technikfolgenabschätzung, in deren Kontext auch das be-
rühmte Papier von Arnstein über die Stufen vom Partizipation entstand 
(Arnstein 1969, 1975; vgl. weiter Joss und Belluci 2002; Grunwald 2002) 
bzw. die verschiedenen Stränge der Akzeptanz- und Innovationsforschung 
(exemplarisch Cowell et al. 2011);
III. Die Literatur zu den sozialen bzw. zivilgesellschaftlichen Bewegungen 
unter Einschluss transnationaler politischer Partizipation (vgl. dazu Ame-
lung und Baumgarten 2017);
IV. Die seit den 90er Jahren anhaltenden Bemühungen um die Etablierung 
von transdisziplinären Forschungspraktiken (»mode 2 of knowledge pro-
duction«; vgl. Gibbons et al. 1994; Thompson Klein et al. 2001).
Gemeinsam ist diesen Literatursträngen, dass sie ein Mehr an Partizipation 
von Bürgerinnen und Bürgern in der Gestaltung der Gesellschaften fordern. 
Bildlich gesprochen wird damit das Anlaufen zweier gegenläufig fahrender 
Züge angedacht: Es ist Teil der politischen (oder wissenschaftlichen) Verant-
wortung die Bürgerinnen einzubinden, wobei dies wiederum zu einer Ver-
antwortungsübernahme durch die Bürgerinnen führen soll (vgl. als Beispiel 
Begg 2016). Entsprechend finden sich auch zwei Typen von Begründungen 
für diese Forderung: Einerseits führe Partizipation zu grösserer Legitimität 
von Entscheidungen, andererseits führe Partizipation durch die Responsibi-
1 | Da »Nachhaltige Entwicklung« aufgrund der inhärenten Zukunftsorientierung ein 
offenes Konzept sein muss, spreche ich immer von »nachhaltigerer Entwicklung«. Inwie-
fern dennoch eine substantielle Definition gegeben werden kann, ist an anderer Stelle 
zu diskutieren.
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2  | D er Pr oz e d ur ali s m u s b a si ert mit a n d er e n W ort e n a uf ei n er st ar k r ati o n ali sti s c h e n 
Hi nt er gr u n d a n n a h m e,  w o n a c h  di e  M e n s c h e n  r ati o n al e,  i hr e  I nt er e s s e n  a u s g e w o g e n 
b e di e n e n d e E nt s c h ei d u n g e n f äll e n, w e n n n ur di e ri c hti g e n f air e n R a h m e n b e di n g u n g e n 
b e st e h e n. 
3  | Di e Ar g u m e nt ati o n sli ni e ü b er L e giti mit ät kl a m m er e i c h hi er a u s.
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die §§ 18-21 deklarieren neben dem allgemeinen passiven und aktiven 
Stimm- und Wahlrecht die Religions-, Meinungs- Versammlungsfrei-
heit für alle (UDHR 1948). 
Eine zweite Vorbemerkung zur Vermeidung von Missverständnissen 
betrifft die Extension des Begriffs »Partizipation«, der in Wissenschaft 
und Gesellschaft auf vielfältigste Praktiken angewandt wird. Mir geht 
es im Folgenden allein um den Bereich der public choices. Darunter ver-
stehe ich die auf öffentliche Güter bzw. auf die Förderung des Gemein-
wohls bezogenen gesellschaftlichen Entscheidungen (Rahmenbedin-
gungen, Infrastruktur, Bildung, soziale Inklusion, sozialer Ausgleich 
etc.) auf den verschiedenen heute bestehenden Steuerungsebenen (von 
international bis lokal/Gemeindeebene). Die Entwicklung von sozialen 
(z.B. Wohnformen), technischen (z.B. Software zur Steuerung des häus-
lichen Energieverbrauchs) und ökonomischen Innovationen (z.B. der 
Implementierung von corporate sustainability) oder die Möglichkeit von 
»co-production of knowledge« sind gewiss für Nachhaltigkeit wichtige, 
aber nicht unter den Bereich der public choices fallende Themen. 
Meine Argumentation basiert entsprechend auf folgenden, hier 
nicht weiter begründeten Prämissen:
• Die allgemeine Forderung nach Partizipation der Individuen an Ent-
scheidungen zur gesellschaftlichen Zukunftsgestaltung ist über die 
allgemeine Menschenrechtserklärung unabhängig von einer spezi-
fischen metric of justice hinreichend legitimiert.
• Die Forderung bezieht sich auf den Bereich der public choices.4 
Eine stärkere normative Begründung ist natürlich möglich. Wer sich, 
wie ich das tue, dem Capability Approach (CA) (Sen 1990, 1999; Nuss-
baum 2008, 2011) verpflichtet weiss (Burger und Christen 2011; Schultz 
et al. 2013; Christen 2013), für den ist Partizipation bei public choices in 
mindestens zweierlei Hinsichten zentral. Erstens gilt die Möglichkeit 
(capability) der Beteiligung/Einbringung bei public choices als grund-
legendes, nicht-substituierbares Element eines menschenwürdigen 
Lebens (explizit z.B. in Nussbaums capability-Bereich 10; Nussbaum 
2000). Zweitens gilt Deliberation innerhalb der stark anti-paternalisti-
4 | Damit ist selbstverständlich nicht allein der Entscheidungsakt gemeint. In 
der nicht-ökonomischen Literatur (wie z.B. in der nachfolgend angeführten Ca-
pability-Literatur) wird die Diskussion um public choices mit derjenigen über 
gesellschaftliche Deliberation gekoppelt. Wenn somit hier von public choices 
die Rede ist, umfasst diese sowohl die Inhalte als auch die diese generierenden 
Prozesse und Entscheidungsweisen.
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schen Ausrichtung des CA als konstitutiv für adäquate public choices. Der CA 
kann so verstanden werden, dass er einerseits ein Evaluationskriterium für 
public choices anbietet (Sicherstellung eines ein menschenwürdiges Leben er-
laubenden Capability-Raums), zugleich aber im Sinne eines strikten Non-Pa-
ternalismus für diese public choices keine Kriterien darüber vorgibt, wie die 
Menschen ihr Leben führen sollen, d.h. wie sie ihren Capability-Raum nutzen. 
Welche Lebensführungen als gesellschaftlich akzeptabel gelten können bzw. 
welche Limitationen den Individuen berechtigterweise auferlegt werden kön-
nen, gehört zu den wesentlichen Aufgaben von Deliberation im Kontext des 
CA. 
Ob Partizipation bei public choices entlang der Menschenrechtsdeklaration 
oder entlang des CA begründet wird – beiden Argumentationslinien ist eigen, 
dass Partizipation in dem Sinne ein intrinsisches Gut ist, als es wesentlich zu 
einem guten menschenwürdigen Leben gehört. Zur Diskussion steht somit 
nicht Partizipation im Allgemeinen, sondern die Maximierungsforderung in 
der funktionalen und in der ethisch begründeten Lesart. Die funktionale Le-
sart lautet in den Worten von James Meadowcraft (2004, S. 167): »Other things 
being equal, participatory approaches that score well on these four criteria are 
likely to make a more substantial contribution to public decision-making for 
sustainable development.« Die vier Kriterien umfassen (a) angemessene Ver-
tretung der involvierten Interessen, (b) deliberatives Engagement der beteilig-
ten Parteien, (c) Anwendung und Integration verschiedener Wissensformen in 
der Entscheidungsfindung, (d) Stärkung des sozialen Lernens (Meadowcraft 
2004, S.  166f.). Diese gegeben, führen partizipative Entscheidungsprozesse 
mit grösserer Wahrscheinlichkeit zu pro-Nachhaltigkeits-Entscheidungen als 
nicht-partizipative. Die ethische Lesart besagt, dass Partizipation eine sich 
aus gesellschaftlichen Normen (Festlegungen in Rio 1992) oder aus Gerech-
tigkeitsüberlegungen ergebende Forderung an nachhaltige Entwicklung ist, 
so dass Partizipation bei public choices als ein Kernindikator für nachhaltige 
Entwicklung zu verstehen wäre. Da es sich bei ersterer um eine empirische 
Behauptung handelt, können wir diesbezüglich nach empirischer Evidenz fra-
gen. Bei letzterer können wir untersuchen, ob die ethische Begründung einer 
kritischen Sicht Stand hält.
Die zu überprüfenden Argumentationslinien sehen somit folgendermaßen 
aus:
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Abb. 1: Schematische Darstellung der Argumentlinien. Eigene Darstellung.
Dazu werde ich im Folgenden zunächst den Begriff der Partizipation bei pub-
lic choices weiter ausdifferenzieren (2). Ich werde dann der Frage nachgehen, 
ob und in welcher Weise empirische Evidenz die Behauptung stützt, dass die 
»neuen« partizipativen modes of governance der Nachhaltigkeit förderlicher 
sind als die klassisch-hierarchischen Modes (3). Während der dritte Abschnitt 
die Argumente für ein funktionales Sollen von Partizipation untersucht, trägt 
Abschnitt vier ein theoretisches Argument aus dem Bereich der politischen 
Philosophie vor. Ich demonstriere, dass die Maximierungsmaxime ihr Fun-
dament aus einem idealen, von instrumentellen Gütern abstrahierenden (Ge-
rechtigkeits-)Argument bezieht. Eine politische Theorie der Nachhaltigkeit 
muss aber, so mein Argument, auch die Bedingungen der Realisierung von 
Gerechtigkeit berücksichtigen. Daraus folgt, dass die idealen Kriterien nicht 
ohne weiteres als Bewertungskriterien für konkrete Arrangements dienen 
können. Ich werde im Abschnitt 5 schließlich das Argument aus dem vierten 
Abschnitt generalisieren und argumentieren, dass es bei Nachhaltigkeit gene-
rell um die Balancierung eines Korbes unterschiedlicher Güter und nicht um 
eine Maximierung einzelner Güter geht.
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2. DIE VIELFÄLTIGEN WEISEN VON PARTIZIPATION
Meadowcraft (2004) hat in seiner Diskussion über die förderlichen Beiträge 
von Partizipation zu nachhaltiger Entwicklung zwischen drei Typen unter-
schieden, der »citizenship«, der »community-centred participation« und der 
»stakeholder« orientierten Partizipation. Bei ersterer geht es um die Möglich-
keit der Beteiligung aller Bürgerinnen5 an gesellschaftlichen Meinungsbil-
dung- und Entscheidungsprozessen, beim zweiten Typ um die Ansprüche der 
lokalen Gemeinschaften, während es beim dritten um die Berücksichtigung 
der Interessen von (betroffenen) Gruppen geht. Meadowcraft versteht diese 
drei Typen als Kritik an »traditional modes of environmental policy formation 
– that they are over-centralised and exclusionary, and fail to consider important 
values and interests« (Meadowcraft 2004, S. 169). 
Ohne mich auf Meadowcrafts Aussage über nicht-hierarchische Governan-
ce-Modes zu verpflichten, nehme ich seine drei Typen als Ausgangspunkt für 
die Ausdifferenzierung des Partizipationsbegriffs. Eine erste Unterscheidung 
bezieht sich auf das »Wer?«. Bei Citizenship sind es im Prinzip alle Staats-
bürgerinnen, während dies weder für den Typ Community noch für den Typ 
Stakeholder gilt. Neben dem »Wer?« geht es weiter um das »Was?«, d.h. um 
unterschiedliche Gegenstände wie Gesundheit, Bildung, soziale Inklusion etc. 
Die bei Meadowcraft noch gängige Fokussierung auf Umwelt kann vor dem 
Hintergrund der SDGs kaum mehr ernsthaft vertreten werden. Es geht weiter 
auch um die Reichweite der zur Diskussion stehenden public choices: Geht es 
um globale, nationale, oder lokale Angelegenheiten? Schließlich sind unter-
schiedlichste Formen des »Wie?« in Abhängigkeit zu politisch-institutionelle 
Rahmenbedingungen möglich. Dies bezieht sich sowohl auf Prozeduren der 
Konsultation und Deliberation als auch auf eigentliche Entscheidungsakte.
Betrachten wir einige Beispiele:
• Die Abstimmung der britischen Bevölkerung über den Austritt aus der EU 
am 23.06.2016.
• Die NEAT-Volksabstimmung in der Schweiz vom 27.09.1992.6
• Die Wahl von Emmanuel Macron zum französischen Präsidenten am 
07.05.2017.
• Die per Bundesgericht erzwungene Einführung des Frauenstimmrechts 
im schweizerischen Kanton Appenzell Innerrhoden im Jahre 1990.7
5 | Ich verwende mal die weibliche, mal die männliche Form.
6 | Über den Bau zweier neuer Eisenbahntunnels durch die Alpen. Vgl. https://www. 
bk.admin.ch/themen/pore/va/19920927/index.html?lang=de (Zugegrif fen: 19.05. 
2017).
7 | Vgl. https://de.wikipedia.org/wiki/Frauenstimmrecht-Entscheid.
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• Die Beteiligung von ca. 10 Mio. Menschen an der Ausarbeitung der SDGs.
• Die Beteiligung der betroffenen Bevölkerung in der Planung bzw. dem Bau 
von X, wobei X = z.B. ein Infrastrukturprojekt wie der Ausbau der Rhein-
talbahnstrecke8 sein kann.
• Der Einbezug der Bevölkerung und ihrem lokalen Wissen in der Malaria-
bekämpfung.
• Die Einsetzung von water user groups im Rahmen der Implementierung 
einer Integrated Water Resource Management-Politik.9
Die ersten vier Fälle umfassen (Citizen-)Partizipation in einem staatlich-poli-
tischen Raum mit klar definierten Zugangsrechten (stimm- und wahlberech-
tigte Bevölkerung) und Entscheidungsregeln. In allen Fällen hat eine breite 
öffentliche Auseinandersetzung stattgefunden. Ich fasse diese Beispiele unter 
den Typus »hierarchische Modi« von Partizipation, da die entsprechenden pu-
blic choices in der einen oder anderen Weise in einem governmentalen Kontext 
stehen. Dies gilt auch für das Beispiel (5), da die Konsultation von der UN bzw. 
den nationalstaatlichen Regierungen initiiert und moderiert worden ist. Wäh-
rend man durchaus argumentieren könnte, dass auch (8) eher hierarchisch zu 
verstehen ist, handelt es sich bei (6) und (7) um das, worauf die governance of 
sustainable development-Literatur oft fokussiert: Fälle von nicht-hierarchischer 
Stakeholder- oder Community-Partizipation.
Sowohl die Beispiele als auch die zuvor skizzierten Dimensionen von Par-
tizipation lassen es als höchst plausibel erscheinen, den im wissenschaftlichen 
Diskurs verwendeten Begriff ›Partizipation‹ als Familienterm in der Tradition 
von Wittgenstein zu behandeln. Ähnlich wie z.B. bei ›Spiel‹ gelingt es nicht 
eine Begriffsdefinition zu geben, die den Gebrauch des Begriffs in allen Fa-
cetten abzudecken imstande ist. Auch eignet sich die Unterscheidung hier-
archisch/nicht-hierarchisch nicht zur Qualifikation von Partizipation, sollen 
Formen der Partizipation an öffentlichen Entscheidungen in parlamentari-
schen Demokratien wie etwa Referenden nicht diskreditiert werden. ›Partizi-
pation‹ ist ein multidimensionaler Begriff mit vielerlei Facetten. Allein dies so-
8 | Vgl. www.swr.de/swraktuell/bw/suedbaden/bundestag-hat-zugestimmt-die-rhein 
talbahn-wird-ausgebaut/-/id=1552/did=16855622/nid=1552/15myg5w/index.html 
(Zugegrif fen: 05.06.2017).
9 | IWRM sieht Partizipation als einen integralen Bestandteil von Wasserressourcen-
Management (vgl. das Prinzip Nr. 2 in The Dublin Statement on Water and Sustainable 
Development 1992).
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wie die hier vorgenommene Orientierung an public choices10 sind im Folgenden 
für mein Argument relevant. 
3. Empirische Evidenz für die Nachhaltigkeitsförderlichkeit   
 von Partizipation?
Wie sieht es vor diesem Hintergrund mit der Hypothese aus, wonach Partizi-
pation unter Berücksichtigung des Bestehens der vier Rahmenbedingungen 
die Wahrscheinlichkeit erhöht, dass nachhaltigkeitsförderliche public choices 
zustande kommen? Um diese Frage zu beantworten, schaue mir nur die drei 
Typen Citizen-, Community- und Stakeholder-Partizipation (C,C,S) an. Die zu 
stellende Frage lautet entsprechend:
Frage 1: Trifft es zu, dass (C,C,S)-Partizipation die Wahrscheinlichkeit erhöht, 
dass es zu nachhaltigkeitsförderlichen public choices kommt?
Dies ist natürlich eine empirische Frage, deren Beantwortung auf der Basis 
von empirischer Evidenz erfolgen muss. Weiter möchte ich zu bedenken ge-
ben, dass ›nachhaltigkeitsförderlich‹ in Abhängigkeit zum zugrunde gelegten 
Nachhaltigkeitsverständnis unterschiedliche Inhalte haben kann. Meadow-
craft steht in der Tradition der »environmental sustainability« (Dobson 1996). 
Dagegen ist für mich die Gesellschaft der wesentliche Gegenstand von nach-
haltiger Entwicklung und Gerechtigkeit der konstitutive Kernbegriff von Nach-
haltigkeit (Burger und Christen 2011; Christen 2013; Lienert und Burger 2015). 
Ich brauche dies aber hier nicht weiter zu vertiefen. Von Bedeutung für das 
Argument ist im Augenblick nur, dass wir in der wissenschaftlichen Literatur 
unterschiedliche Angebote für die Bewertung von ›nachhaltig‹ haben. Vor die-
sem Hintergrund differenziert sich die Frage aus:
Frage 2: Trifft es zu, dass (C,C,S)-Partizipation die Wahrscheinlichkeit er-
höht, dass es zu nachhaltigkeitsförderlichen public choices kommt, wenn unter 
›nachhaltiger‹ (a) ›umweltverträglicher‹, (b) ›Erhaltung von ökonomischem, 
ökologischem und sozialem Kapital‹, (c) die Realisierung der SDG-targets, …, 
(n) xyz verstanden wird?
Zu testen wären somit folgende Hypothesen:
H1: p(NH (a) von public choices, wenn [C, C, S]) > p(NH (a) von public choices, 
keine [C,C,S])
H2: p(NH (b) von public choices, wenn [C, C, S]) > p(NH (b) von public choices, 
keine [C,C,S])
10 | Um Missverständnissen vorzubeugen sei hier nochmals betont, dass die Rede von 
public choices sowohl die Inhalte als auch die diese generierenden Prozesse umfasst. 
Vgl. auch Anm. 4. 
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::::
Hn: p(NH (n) von public choices, wenn [C, C, S]) > p(NH (n) von public choices, 
keine [C,C,S])
Gegeben die mir bekannten Möglichkeiten, sind diese Hypothesen empi-
risch nicht zu testen. Zwar lässt sich im Rahmen von Politikbewertung die 
Wirksamkeit von Maßnahmen etwa bezüglich CO
2
-Emissionen, Luftqualität 
oder Innovationsförderung untersuchen, aber bei (a), (b), … (n) handelt es sich 
nicht um Einzelfelder, sondern um aggregierte Größen. Die Vertreterinnen 
der funktional begründeten Maximierungsforderungen müssten kausale Ab-
hängigkeiten zwischen Partizipation und diesen aggregierten Größen demons-
trieren können. Darüber hinaus ist unklar, wie die Größe von [C,C,S] sei es ein-
zeln, sei es aggregiert, bestimmt werden soll. Wollen wir nur diejenigen Fälle 
berücksichtigen, in denen die hohen Standards von Meadowcraft (vgl. oben) 
erfüllt sind? Dann hätten wir aber wohl nur sehr wenige Fälle. Natürlich könn-
te man spezifische Indikatoren wie Stimmbeteiligung/Häufigkeit von Wahlen 
und Abstimmungen, Anzahl aktiver NGOs oder Häufigkeit von Engagements 
von Kommunen nehmen, die deliberativen Aspekte könnten dabei aber ebenso 
wenig erfasst werden wie die Qualität der von Meadowcraft genannten förder-
lichen Rahmenbedingungen. Zudem wäre kaum [C, C, S] testbar, vielmehr 
jeweils die einzelnen Typen (siehe nächster Abschnitt).
Zwar ist mit diesen kritischen Bemerkungen zur Testbarkeit die allgemei-
ne Hypothese nicht widerlegt. Es empfiehlt sich aber unter wissenschaftlichen 
Gesichtspunkten nicht, eine nicht testbare Hypothese als Grundlage für ein 
Sollen heranzuziehen. Allerdings könnte es sein, dass die bestehende Evidenz 
aus den vielen empirischen Einzelfallstudien so erdrückend ist, dass wir über 
ausreichend gute Gründe für die funktionale Version der Maximierungsforde-
rungen besitzen. Werfen wir also einen Blick auf das Wirken von Citizenship-, 
Community- und Stakeholder-Partizipation entlang einiger empirischer Stu-
dien bzw. neuerer Diskussionen.
3.1 Citizenship-Partizipation
Meadowcraft diskutiert diesbezüglich in erster Linie Referenden. Diese bie-
ten für ihn allerdings »relatively poor conditions for deliberative interaction, 
creative problem-solving and integrating specialised knowledge« (Meadowcraft 
2004, S. 174). Referenden führen bloß über eine ›Ja oder Nein‹-Entscheidung 
dazu, den Knoten bei einem Problem zu lösen, aber sie bieten kein »fruitful 
framework for deliberation, creative problem-solving, and interactive manage-
ment« (Meadowcraft 2004, S.  181). Zwar gehören auch Referenden für Mea-
dowcraft zum Korpus der nachhaltigkeitsförderlichen Partizipationsinstru-
mente, aber er sieht gegenüber den beiden anderen Typen als defiziente Form.
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Wenn ich Meadowcraft richtig verstehe, ist zwar ein Referendum ein de-
fizienter Typ von Partizipation, aber dennoch qua partizipatives Instrument 
nachhaltigkeitsförderlich. Das ist in mehreren Hinsichten eine erstaunliche 
Aussage. Natürlich geht es bei einem Referendum um ein Ja oder ein Nein. 
Die Referendumsabstimmung an sich ist nicht deliberativ. Aber es ist völlig 
uneinsichtig, weshalb das zur Abstimmung stehende Paket nicht Ergebnis von 
fruchtbarer Deliberation, von kreativem Problemlösen und von Integration von 
spezialisiertem Wissen ist. Gute parlamentarische Prozesse können derartige 
Pakete zum Ergebnis haben. Es ist weiter uneinsichtig, weshalb die öffentliche 
Diskussion um das Referendum nicht als gesellschaftliche Deliberation gelten 
kann. Gewiss sind Referenden keine Garantien für »gute« Ergebnisse, wie jün-
gere Beispiele aus der Schweiz oder der Fall des Brexit-Referendums zeigen. 
Es wäre allerdings empirisch zu bestimmen, ob sich mit dieser Form von Citi-
zenship-Partizipation die Wahrscheinlichkeit von nachhaltigkeitsförderlichen 
public choices erhöht. Für den Umweltbereich gibt es Studien über den Einfluss 
von unterschiedlichen institutionellen Settings in Demokratien (vgl. z.B. Böh-
melt et al. 2015). Für den breiteren Bereich der Nachhaltigkeit ist mir dagegen 
keine entsprechende empirische Forschung bekannt. 
Es ist insgesamt überraschend, wie wenig die etwa in der Politikwissen-
schaft geführte Diskussion um die Qualität von Demokratien in den oben er-
wähnten Strängen der Partizipationsliteratur Eingang findet. Das liegt wohl 
auch daran, dass Partizipation generell zu den neuen nicht-hierarchischen 
modes of governance gerechnet wird, während die Diskussion um die Qualität 
von Demokratien oft im Kontext der staatlich-hierarchischen Entscheidungen 
steht. Gegen die behauptete Gleichung von new modes of governance, nicht-hie-
rarchisch (non-state) und Partizipation gerade innerhalb der Nachhaltigkeits-
literatur hat sich allerdings jüngst Widerstand entwickelt. Die Rolle des Staates 
ist dabei gewissermaßen wiederentdeckt worden (vgl. Koch 2013). Citizenship-
Partizipation umfasst in einer Demokratie einiges mehr als die Möglichkeit 
der Entscheidung mittels Referenden. Der Demokratiebarometer von Bühl-
mann et al. (2012) enthält z.B. Kategorien wie Repräsentation, individuelle 
Freiheiten oder die »Governmental Capability« – worunter auch die Fähigkeit 
fällt, dass die Präferenzen der Bürgerinnen und Bürger »collected, mobilised, 
articulated, and aggregated [werden] by means of elections and translated into 
parliamentary or legislative seats« (Bühlmann 2012: 525). Bernauer et al. (2016) 
haben die Qualität von Demokratie zusätzlich unter den Polen Proportionali-
tät – Mehrheiten und Effektivität – Inklusion aufgespannt, während Geissel 
(2016) und Doorenspleet (2015) auch partizipatorische Möglichkeiten als Quali-
tätskriterien einklagen. Welche dieser demokratischen Qualitäten nachhaltig-
keitsförderliche public choices auf den Weg bringen, ist eine offene empirische 
Frage. Offen ist allerdings auch, ob nachhaltige Entwicklung nach Reformen 
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der bestehenden Demokratien ruft, damit diese den großen Zukunftsheraus-
forderungen besser gewachsen sind (vgl. Wallimann et al. 2016). 
3.2 Communit y- und Stakeholder-Partizipation
Winfried Hermann, Verkehrsminister des Landes Baden-Württemberg, hat 
die Erwartungen an diese Typen kürzlich perfekt auf den Punkt gebracht: 
»Das hat es noch nie gegeben, dass ein solches Großprojekt [die Rheintalbahn, 
P.B.] komplett umgeplant worden ist und zwar aufgrund der Initiativen in der 
Region, die gegen die Pläne der Bahn waren. Das ist die komplette Umplanung 
der Strecke von Basel bis Offenburg. Und das ist ein großer Erfolg.«11 Ein top 
down geplantes Infrastrukturprojekt stösst auf substantiellen Widerstand, der 
nur über den Einbezug der lokalen Kommunen und Interessensvertreter und 
einer Transformation des Projekts überwunden werden kann.
Derartige Beispiele gibt es viele. Zu fragen ist, wie weit sie das funktio-
nale Argument ›nachhaltigkeitsförderlich‹ tragen. Erstens kann nicht grund-
sätzlich ausgeschlossen werden, dass bei Community- und Stakeholder-Par-
tizipation Partikularinteressen verfolgt werden, so dass ›großer Erfolg‹ nicht 
zwangsweise ›Beitrag zu nachhaltiger Entwicklung‹ heißen muss. Zweitens ist 
Community- und Stakeholder-Partizipation nur mäßig relevant, wenn es z.B. 
um makroökonomische Rahmenbedingungen oder die Sicherung von Sozial-
werken geht. Drittens schließlich gibt es eine Reihe von kritischen Stimmen 
aus der empirischen Forschung. 
So hat eine kürzlich fertiggestellte Dissertation zu modes of governance 
und Nachhaltigkeit gezeigt, dass die darin untersuchten fünf Fälle von Go-
vernance-Modes keine Evidenz für die höhere Leistungsstärke nicht-hierar-
chischer Modes beibringen (Lange 2016). Eine Studie von Young et al. über 
Stakeholder-Partizipation in drei Natura 2000-Gebieten in Schottland »found 
mixed results when testing the assumption that the better the process the more 
likely ›good‹ outcomes are to emerge« (Young et al. 2013, S. 368; mit Referenz 
auf Rowe und Frewer 2004). In zwei der drei Fälle haben Beteiligte ihre Frus-
tration zum Ausdruck gebracht, dass »what they perceived as the main con-
flicts had been ignored by the management plan« (Young et al. 2013, S. 368). 
Zwar gebe es gute Gründe anzunehmen, so die Autoren, dass der Einbezug 
von Betroffenen langfristig einen positiven Einfluss auf die Biodiversität habe, 
das könne aber erst ein langfristiges Monitoring zeigen. Weiter sei darauf 
hinzuweisen, dass Stakeholder-Partizipation nicht in einem luftleeren Raum 
stattfinde, »but are embedded in a complex governance structure«, die auch 
11 | Zitier t nach www.swr.de/swraktuell/bw/suedbaden/bundestag-hat-zugestimmt-
die-rheintalbahn-wird-ausgebaut/-/id=1552/did=16855622/nid=1552/15myg5w/
index.html (Zugegrif fen: 05.06.2017).
Par tizipation: ein intr insisches, dennoch relatives Gut nachhalt iger Entwicklung 173
den Einbezug von Regierungsvertretern umfasse (Young et al. 2013, S. 368). 
Ein eher ambivalentes Ergebnis von Stakeholder-Partizipation beschreibt auch 
Sauer (2006) in ihrer Arbeit über die Rolle der lokalen und regionalen Ak-
teure bei der Umsetzung der FFH-Richtlinie in Deutschland. Stijn Smismans 
(2008) spricht sogar von einem Partizipationsmythos. Ein Papier von Gai-
ling und Röhring (2016) zum Verhältnis von »collaborative local governance« 
(Netzwerke, partizipative Verbünde etc.) und der Implementierung von Ener-
gieregionen im Norden von Deutschland demonstriert, dass ersteres keines-
wegs immer Erklärungskraft für den Erfolg hat. Erfolgsfaktoren können auch 
nicht-partizipative Determinanten sein wie Schlüsselindividuen, Machtfakto-
ren und das, was die Autoren als Sozio-Materialität bezeichnen. Schließlich 
haben Newig und Fritsch (2009) über eine Analyse von 43 Fällen Zweifel an 
der allgemeinen Erfolgshypothese formuliert: 
»In sum, it appears that H1a [Participation of non-state actors leads to more ecologi-
cally rational decisions than top-down modes of governance] cannot fully be confirmed 
since the causal relationships motivating the hypothesis vary to a large extent with re-
gard to their relative importance and, what’s more, can either support or prevent im-
provements of environmental outputs.« (Newig und Fritsch 2009, S. 206)
Wie vorhin bei den positiven Beispielen soll auch jetzt nicht von den zweifel-
haften Fällen verallgemeinert werden. Das Verhältnis zwischen Stakeholder/
Community-Partizipation und nachhaltigen Impacts muss hier offenbleiben. 
Alles was mein Argument hergibt, sind Zweifel an einen naiven Glauben an 
Partizipation als Himmelsleiter zu einer nachhaltigen Entwicklung. Mark 
S. Reed hat in einem Übersichtspapier zu Stakeholder-Partizipation bei Um-
weltmanagement die Sachlage schön zusammengefasst: Obwohl die von ihm 
analysierten Studien »suggest that stakeholder participation may improve the 
quality of environmental decisions, they do so with one strong caveat: the qual-
ity of decision is strongly dependent on the quality of the process that leads 
to it« (Reed 2008, S.  2421, Herv. P.B.). Auf derartige prozedurale Rahmen-
bedingungen hatte auch Meadowcraft aufmerksam gemacht. Betrachtet man 
diese Anforderung etwas näher, wird schnell deutlich, dass es sich um außer-
ordentlich hohe Anforderungen handelt, die nur schwer im Einzelfall zu rea-
lisieren sind (vgl. dazu auch Sénit et al. 2017). Ich komme deswegen zu einem 
skeptischen Schluss. Da es keine befriedigende Evidenz für eine allgemeine 
Nachhaltigkeitsförderlichkeit von Partizipation gibt und da weiter die formalen 
Anforderungen an partizipative Prozesse außerordentlich hoch sind, sollten 
wir Vorsicht walten lassen gegenüber der hier diskutierten funktionalen Be-
gründung der Maximierung von Partizipation als Instrument für nachhaltig-
keitsförderliche public choices. Allerdings ist damit die normativ-ethische Les-
art noch nicht vom Tisch.
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4. EIN ARGUMENT AUS DEM BEREICH NICHT-IDE ALER   
 POLITISCHER THEORIEN 
Aus einer normativ-ethischen Perspektive erfordert nachhaltige Entwicklung 
neben z.B. der Überwindung von Armut oder der Übernutzung der Ökosys-
teme Partizipation der Menschen. Dieser Sollensanspruch ergibt sich schon 
allein aus den oben gemachten Prämissen. Allerdings, und das möchte ich 
betonen, basiert dieser Anspruch auf allgemeinen gerechtigkeitsbezogenen 
Argumenten und nicht auf den Rio-Dokumenten. Deren normbildender Cha-
rakter ist viel zu schwach, als dass von einer geltenden sozialen Norm gespro-
chen werden könnte.
Strittig ist aber eben nicht dieser allgemeine Anspruch, sondern das gefor-
derte Mehr bzw. was ich als Maximierung von Partizipation bezeichnet habe. 
Diese ist selbstverständlich nicht alleiniges Kriterium für Gerechtigkeit im 
Allgemeinen oder für nachhaltige Entwicklung im Besonderen. Schon Rawls 
hatte sein Maximierungskriterium vor den Hintergrund gestellt, dass die an-
deren von ihm postulierten primary goods erfüllt sind. Aber wenn ein Mehr an 
Gerechtigkeit zentral für nachhaltige Entwicklung ist, und wenn ein Mehr an 
Gerechtigkeit ein Mehr an Partizipation bei public choices inkludiert, dann 
scheint eine nachhaltigere Entwicklung ein Mehr an Partizipation bei public 
choices zu fordern.
Zu fragen ist, was konkret für die Evaluation von public choices aus dem 
allgemeinen Anspruch nach einem Mehr an Partizipation folgt. Zur Beant-
wortung dieser Frage möchte ich die in der politischen Philosophie gemachte 
Unterscheidung zwischen idealer und nicht-idealer Theorie einführen. Ideale 
Theorien zeichnen sich dadurch aus, dass sie einen Begriff von Gerechtigkeit 
unter Absehung von Aussagen über den konkreten Zustand der Gesellschaf-
ten etablieren. Sie formulieren Kriterien zur Beurteilung von public choices, 
die gültig in allen möglichen menschlichen Welten sind. Es wird von Reali-
sierungsbedingungen abstrahiert, so dass ideale Theorien zwar (zu Recht) be-
anspruchen handlungsleitend zu sein, sie jedoch von den konkreten Bedin-
gungen der Handlungsleitung absehen. Farrelly (2007, S. 847) unterscheidet 
ideale von nicht-idealen Theorien entlang eines Spektrums von »fact-sensitivi-
ty«. Nicht-ideale Theorien berücksichtigen in unterschiedlicher Stärke »non-
ideal constraints« wie fehlender Konsens, Design von Institutionen etc.
Ideale und nicht-ideale Theorien stehen zueinander komplementär.12 Idea-
le Theorien formulieren allgemeine, handlungsleitende Evaluationskriterien, 
nicht-ideale Theorien stellen das Sollen in den für Handlungen relevanten 
Kontext. Sen kann man z.B. so interpretieren, dass sein Bewertungskriterium 
die Maximierung von Freiheit ist: Alle Menschen sollen über möglichst viele 
12 | Vgl. z.B. Wiens 2016 für ein Argument zu Gunsten von idealen Theorien. 
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Freiheiten (in relevanten Bereichen eines sinnvollen bzw. würdevollen Lebens) 
verfügen. Berücksichtigt man allerdings Realisierungsbedingungen für Frei-
heiten, wie z.B. das Verfügen über hinreichende Ressourcen, kann argumen-
tiert werden, dass menschliche Freiheit nicht nur die Freiheit der Anderen als 
Grenze berücksichtigen muss, sondern auch die zur Verfügung stehenden 
Ressourcen für den Aufbau von hinreichenden Freiheitsgraden für alle. Das 
ideale Kriterium bleibt »Maximierung von Freiheiten«, die Berücksichtigung 
der Realisierungsbedingungen führt dann aber zu »Maximierung von Frei-
heiten unter Berücksichtigung von knappen Ressourcen«.
Der allgemeine ethisch-normativ Anspruch stammt aus dem Feld idealer 
Gerechtigkeitstheorien wie bei Rawls, bei Habermas, oder beim CA in der Ver-
sion von Martha Nussbaum. Farrelly (2007) macht darauf aufmerksam, dass 
die Nicht-Berücksichtigung des Unterschieds zwischen idealen und nicht-
idealen Theorien zu schwerwiegenden Problemen bei konkreten Bewertungen 
führen kann. Ich möchte im Folgenden seinen Grundgedanken in der Form 
eines vereinfachten Gedankenexperiments vorstellen und auf dieser Grund-
lage die Forderung nach einem Mehr an Partizipation relativieren:
Nehmen wir im Sinne von Rawls an, dass der Grad von Partizipation an 
demokratischen Entscheidungen als Maßstab zur Beurteilung des erreichten 
Maßes an Gerechtigkeit einer Gesellschaft genommen werden sollte. Werfen 
wir dazu einen Blick auf Kalifornien. Dieser Bundesstaat hat eine lange Tra-
dition in Citizenship-Partizipation und führt pro Jahr verschiedene Referen-
den durch (vgl. Allswang 2000). Wendet man das Kriterium in Kalifornien 
an, würde unabhängig von den jeweiligen Ergebnissen der Referenden gelten, 
dass Kalifornien je besser dastünde, je mehr Referenden durchgeführt wer-
den.13 
Nun ist Kalifornien keine kleine Kommune. Auf jeden Fall bringt ein der-
artiges Referendum einiges an Aufwand mit sich, nehmen wir an etwa 100kT 
US$ pro Referendum14. Nun soll die Citizenship-Partizipation weiter ausgebaut 
werden, sagen wir von 2 auf 4 Referenden pro Jahr. Damit verdoppeln sich 
auch die Kosten auf insgesamt 400kT US$. Woher kommen diese zusätzlichen 
13 | Voraussetzung dabei ist immer, dass die weiteren primary goods nicht verletzt 
werden. Prato und Strulovici (2017) argumentieren allerdings, dass die Kosten von di-
rekter Demokratie in einer Deresponsibilisierung der gewählten politischen Vertreter 
bestehen. Auf deren Argument hier kritisch einzugehen, ist allerdings im Rahmen dieses 
Papiers nicht möglich. Gerade im Kontext der Responsibilisierungsdiskussion wäre aber 
eine Auseinandersetzung lohnenswert.
14 | Holmes und Sunstein haben 1999 die Ausgaben des Staats Kalifornien bei Wahlen 
oder Referenden auf US$ 45-50kT geschätzt, die Kosten pro Wähler auf insgesamt bis 
zu $5 (Holmes and Sunstein 1999, S. 114; vgl. den Bezug in Farelly 2007, S. 853). Die 
hier angeführten 100kT sind »for the sake of the argument« angenommen. 
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Mittel? Wenn für die konkrete Bewertung allein die Maximierung von Parti-
zipation gilt, dann könnte man schlussfolgern, die betreffenden Mittel über 
eine Reallokation aus dem Bereich der Sozialleistungen (soziale Wohlfahrt, 
Schulen etc.) zu generieren, mit dem Effekt, dass damit die eigentliche Vor-
aussetzung des Kriteriums unterlaufen wird, demzufolge die übrigen primary 
goods bedient sein müssen. Oder mit anderen Worten: Wenn wir die Reali-
sierungsbedingungen einer im Rahmen einer idealen Theorie formulierten 
Maximierungsforderung »vergessen«, riskieren wir, dass die Realisierungs-
bedingungen der Voraussetzung, auf der die Maximierungsforderung steht, 
unterlaufen werden können. 
Farrelly macht auf Risiken aufmerksam, die entstehen, wenn die im Rah-
men idealer Theorien formulierten Kriterien unter Absehung von Realisie-
rungsbedingungen als alleiniges Beurteilungskriterium in realen Handlungs-
kontexten dienen. Ideale handlungsleitende Normen sind in der realen Situation 
unter Absehung von faktischen Bedingungen nicht per se handlungsleitend. 
Nicht-ideale Theorien der Bewertung von public choices versuchen zusätzliche 
Kriterien wie insbesondere Realisierungsbedingungen zu berücksichtigen. 
Dabei kommen neben intrinsischen Gütern instrumentelle Güter wie z.B. Res-
sourcen oder funktionale Aspekte wie Effizienz, Ökosystemdienstleistungen, 
Stabilität von Ökosystemen oder gesellschaftliche Reaktions-, Entscheidungs- 
oder Produktionsfähigkeit ins Spiel. 
Farrelly hat sein Argument ohne jeden Bezug zur Nachhaltigkeitsdiskus-
sion vorgetragen. Aber der Typ des Arguments ist für Forschende im Bereich 
der Nachhaltigkeit ein sehr vertrauter: Die Knappheit von Ressourcen bringt 
keineswegs allein Verteilungsherausforderungen mit sich. Die Knappheit von 
Ressourcen und mögliche Wirkungen des Verbrauchs von Ressourcen können 
wesentliche Rahmenbedingungen für die Realisierung normativ wünschens-
werter Ziele darstellen. So ist (vertritt man keine physiozentrische Ethik) nichts 
dagegen einzuwenden, wenn die Verbesserung der Lebensbedingungen und 
Realisierung höherer Lebensqualität über eine Substitution von natürlichem 
zu künstlich-menschlichem Kapitel erfolgt. Wenn aber diese Substitutions-
strategie dazu führt, dass ihre eigenen Ermöglichungsbedingungen untergra-
ben werden, dann ist hinter diese Strategie ein großes Fragezeichen zu setzen.
Es handelt sich dabei nicht um ein Argument gegen die ideale Forderung 
nach Maximierung von Lebensqualität. Aber es ist ein Argument gegen die al-
leinige Orientierung an der Maximierung von Lebensqualität bei public choices.
Wir können mit anderen Worten die aus dem Bereich der idealen Theorie 
stammende Forderung nach einem Mehr an Partizipation nicht ohne Berück-
sichtigung weiterer faktischer Elemente zur Beurteilung konkreter Arrange-
ments heranziehen. Die Sollens-Forderung bleibt unangetastet. Dafür aber, 
wie stark Gesellschaften über einen geforderten Minimalstandard an demo-
kratischen Entscheidungsrechten hinaus Partizipationsmöglichkeiten bei 
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public choices implementieren, gibt es kein normativ-ethisches begründetes 
Maß. Berücksichtigt man weiter das Ergebnis aus Abschnitt 2 und 3, liegt der 
Schluss nahe, dass Gesellschaften Partizipation bei public choices ganz unter-
schiedlich ausgestalten.
Abschließend sei auf ein strukturelles Problem jeglicher Form von Par-
tizipation bei public choices im Kontext von nachhaltiger Entwicklung hinge-
wiesen. Für alle drei Typen von Partizipation gilt, dass sie die Generation des 
Hier und Jetzt repräsentieren. Die Nachhaltigkeitsdiskussion behandelt aber 
nicht zuletzt die Frage, was wir künftigen Generationen schulden. So schwie-
rig es ist, darauf eine Antwort zu geben, so unplausibel ist die gegenteilige 
Annahme, dass wir noch-nicht-lebenden Generationen nichts schuldig sind.15 
Letztere können aber nicht über Stellvertretungen repräsentiert werden, da wir 
heute nichts über deren Präferenzen zur Führung eines guten Lebens wissen. 
Die Forderung nach Maximierung von Partizipation läuft bezüglich künftigen 
Generationen ins Leere. Das stellt auch für die funktionale Lesart eine subs-
tantielle Herausforderung dar: Wie soll Partizipation eine höhere Wahrschein-
lichkeit für nachhaltigkeitsförderliche Entscheidungen generieren, wenn dabei 
künftige Generationen nicht repräsentiert sind?
5. PARTIZIPATION ALS REL ATIVES GUT     
 NACHHALTIGER ENT WICKLUNG
Partizipation an public choices ist ein intrinsisches Gut. Aber erstens gibt es 
weitere intrinsische Güter, die ein gutes, menschenwürdiges Leben aus-
machen, die in einem Bewertungskalkül zu berücksichtigen sind. Zweitens 
sind Realisierungsbedingungen zu berücksichtigen. Diese zwingen uns zu-
sätzlich zu den intrinsischen Gütern instrumentelle Güter wie Umweltgüter, 
Effizienz, Funktionsfähigkeit sozialer Systeme etc. zu berücksichtigen. Die 
Nachhaltigkeitsdiskussion startet mit einer empirischen Hintergrundprämis-
se, wonach Knappheit von Ressourcen und Fragilität von Systemen Risiken 
generieren, die in Entscheidungskalküle im Hier und Jetzt zu berücksichti-
gen sind. Der Anspruch aller jetzt lebenden und künftig lebenden Menschen 
auf ein menschenwürdiges Leben bildet zwar das oberste normative Gut von 
nachhaltiger Entwicklung, public choices für nachhaltige Entwicklung können 
aber nicht allein die Maximierung dieses Guts vor Augen haben. Darin spiegelt 
15 | Streng genommen sind wir noch-nicht-lebenden Generationen tatsächlich nichts 
schuldig, weil moralische Ansprüche immer an Individuen gekoppelt sind. Aber gegen-
über potentiell in Zukunft lebenden Individuen tragen wir eine Verantwortung. Wie das 
ausgestaltet werden kann, ohne in die non-identity-Falle zu tappen, hat Lukas Meyer 
(2008) demonstrier t.
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sich das Verhältnis zwischen idealer und nicht-idealer politischer Theorie. 
Eine politische Theorie von Nachhaltigkeit muss sich zwar in der einen 
oder anderen Weise auf eine ideale ethisch-normative Gerechtigkeitstheorie 
abstützen, um eine gehaltvolle Ausgestaltung des obersten normativen Guts 
zu erhalten. Sie muss aber in gleicher Weise die gegebenen systemischen Be-
dingungen berücksichtigen, wozu auch die funktionale Verfasstheit von Natur 
und gesellschaftlicher Organisation gehört. Deswegen sollten (im normativen 
Sinn) nachhaltigkeitsförderliche public choices unterschiedliche Güter ausba-
lancieren. Das gilt auch für Partizipation selbst, die weder im intrinsischen 
noch im funktionalen Bereich eine absolute Größe darstellt. Partizipation ist 
in dieser Gütermenge ein wichtiges intrinsisches Gut, aber eben ein Gut unter 
vielen anderen. 
Public choices für nachhaltige Entwicklung beinhalten mit anderen Worten 
trade-offs zwischen konfligierenden Gütern. Grenzen der Ökosysteme stellen 
auch Grenzen für die Maximierung von gutem Leben dar. Ich behaupte, dass 
diese Menge von Gütern keine optimale Lösung bezüglich der trade-offs 
zulässt, muss allerdings die Verteidigung dieser Behauptung an ein anderes 
Papier delegieren.16 Wenn aber diese Behauptung zutrifft, dann erwächst ein 
starkes Argument zu Gunsten von Responsibilisierung und Deliberation: Die 
Suche nach vertretbaren public choices ist Aufgabe gesellschaftlicher Delibera-
tion und Negotiation, was wiederum Verantwortungsübernahme für alle nach 
sich zieht.
Verantwortungsübernahme in der Wissenschaft bedeutet hier zunächst 
Abstand von Idealisierungen von Partizipation zu nehmen. Partizipation im 
Kontext von nicht-hierarchischen Governance-Modes kann nicht der Schlüssel 
zur Transformation der Gesellschaften zu einer nachhaltigeren Entwicklung 
sein, weder unter funktionalen noch unter normativen Gesichtspunkten. Die 
in diesem Papier diskutierte Partizipation kommt in zweierlei Weise ins Spiel, 
nämlich zum einen als normativ intrinsischer Anspruch eines Individuums 
auf Teilhabe an public choices und zweitens als Instrument im Kontext der ge-
sellschaftlichen Ausbalancierung von Gütern, worunter Partizipation selbst 
wiederum fällt. Die Diskussion von Partizipation in den Abschnitten 2 und 
3 hat aber auf die Vielfalt von Partizipation und auf die Unbegründetheit der 
funktionalen Sollens-Behauptung hingewiesen. Auch wenn gewiss die empi-
rische und die ethisch-normative Seite des von mir hier vorgetragenen Argu-
ments weiter substantiiert werden müssen, glaube ich demonstriert zu haben: 
Partizipation ist zwar ein intrinsisches aber zugleich ein relatives Gut, weil es ers-
16 | Die hier eingeführte Rede von trade-offs zwischen intrinsischen und instrumen-
tellen Gütern bewegt sich zwar nicht mehr auf der Ebene der idealen Theorie, ist aber 
noch immer abstrakt und er folgt unter Absehung von Interessenlagen in politischen 
Debatten. 
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tens mit weiteren wichtigen Gütern ausbalanciert werden muss und zweitens nur 
einer von vielen Drehknöpfen gesellschaftlicher Transformation ist.
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